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Wird das Informationsfreiheitsgesetz in Nordrhein-Westfalen als wertvoll eingeschätzt 
oder ist es der Landesregierung lästig? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Unter Punkt 32 des „Programms für Aufschwung und Beschäftigung“ soll auch das Informati-
onsfreiheitsgesetz (IFG) reformiert werden.1 
 
Dieses Vorhaben der Bundesregierung, das IFG zu reduzieren, birgt Gefahren und beschädigt 
die Informationsfreiheit, die eine tragende Säule der Pressefreiheit in Deutschland ist. 
 
Mit dem IFG besteht seit 2006 für jede Bürgerin und jeden Bürger sowie für Journalistinnen 
und Journalisten die Möglichkeit, Einblick in staatliches Handeln zu erhalten und dieses nach-
zuvollziehen. Gerade Medien nutzen diese Regelungen regelmäßig, um Missstände aufzude-
cken, Verwaltungsentscheidungen transparent zu machen und staatliches Handeln kritisch zu 
begleiten. 
Dieses Prinzip soll nun umgekehrt werden: Der allgemeine Informationsanspruch soll entfal-
len. Zugang zu behördlichen Informationen soll künftig nur noch erhalten, wer im Einzelfall ein 
„berechtigtes Interesse“ belegen kann, ohne nähere Erläuterung. Mehrere der vom Koalitions-
ausschuss angekündigten Änderungen, wie zum Beispiel die Beschränkung der Auskunfts-
rechte auf natürliche Personen, reichen so weit, dass sie die seit fast zwanzig Jahren geltende 
Informationsfreiheit in ihrem Kern infrage stellen. Organisationen, Vereine oder Stiftungen wä-
ren demnach nicht mehr antragsberechtigt, ebenso Medienunternehmen. 
 
Auch Bettina Gayk, die Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-
Westfalen, lehnt diese Pläne der Bundesregierung ab und betitelt sie als einer modernen De-
mokratie unwürdig. 2 
 
Wenn der Informationszugang so deutlich erschwert wird, geschieht ein vermeintlicher Büro-
kratieabbau zu Lasten von wesentlichen Kontrollmöglichkeiten der Presse. Auch investigativer 

 
1 Bundesregierung: Ergebnisse des Koalitionsausschusses: Ein Programm für Aufschwung und Beschäftigung, 02.07.2026, 

abgerufen unter: https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975228/2445592/b2d92763d7006427377e3d0df4102c57/2026-
07-02-koaausschuss-data.pdf?download=1 (letzter Zugriff: 17.07.2026)  
2 LDI NRW: Informationsfreiheitsbeauftragte kritisieren Pläne der Bundesregierung zum Kahlschlag in der Informationsfreiheit, 
06.07.2026, abgerufen unter: https://www.ldi.nrw.de/Kritik%20%C3%84nderung%20IFG (letzter Zugriff: 17.07.2026)  
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Journalismus wird behindert. Dabei gilt es vielmehr, die erforderliche Weiterentwicklung des 
Gesetzes so vorzunehmen, dass Transparenz, demokratische Kontrolle und Verwaltungsprak-
tikabilität gewährleistet bleiben. 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 8440 mit Schreiben vom 20. August 2026 
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Ministerpräsidenten sowie allen üb-
rigen Mitgliedern der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Wie bewertet die Landesregierung Punkt 32 des Programms für Aufschwung und 

Beschäftigung der Bundesregierung? 
 
Das Informationsfreiheitsgesetz (IFG) gilt nach § 1 IFG für einen Auskunftsanspruch gegen-
über Behörden des Bundes bzw. gegenüber Bundesorganen und -einrichtungen, soweit sie 
öffentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben wahrnehmen. Öffentliche Stellen im Land Nord-
rhein-Westfalen, wozu auch die Landesregierung gehört, unterliegen hingegen dem Anwen-
dungsbereich des Informationsfreiheitsgesetzes Nordrhein-Westfalen (IFG NRW). Somit ist 
die öffentliche Verwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen vom Anwendungsbereich des IFG 
nicht erfasst. Die Landesregierung sieht daher für eine Bewertung der von der Bundesregie-
rung geplanten und bislang nur in groben Zügen skizzierten Maßnahmen gegenwärtig keinen 
Anlass. 
 
 
2. Welche Auswirkungen auf den Medienstandort Nordrhein-Westfalen erwartet die 

Landesregierung?  
 
3. Welche Folgen sieht die Landesregierung für die Transparenz staatlichen Han-

delns und das Vertrauen in staatliche Institutionen?  
 
Die Fragen 2 und 3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
 
Ob eine etwaige Änderung des IFG Auswirkungen auf den Medienstandort Nordrhein-Westfa-
len oder auf die Transparenz staatlichen Handelns des Bundes haben wird, kann derzeit nicht 
abgesehen werden. Auch hier wird auf die Ausführungen in der Antwort auf Frage 1 zum An-
wendungsbereich des jeweiligen Informationsfreiheitsgesetzes Bezug genommen. Im Übrigen 
ist für die Rechtslage und für den Medienstandort Nordrhein-Westfalen hervorzuheben, dass 
im Anwendungsbereich des IFG NRW Journalistinnen und Journalisten sich neben dem An-
spruch auf Auskunft nach dem Landespressegesetz NRW auch auf das Informationsrecht 
nach § 4 IFG NRW berufen können. 
 
 
4.  Wie viele Anfragen mit Bezug auf das IFG sind in den letzten 24 Monaten bei der 

Landesregierung eingegangen?  
 
Die Anzahl der Anfragen bei der Landesregierung mit Bezug auf das IFG werden von der 
Landesregierung nicht erfasst; die Landesregierung ist vom Anwendungsbereich des IFG nicht 
betroffen. 


